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Stadtbauamt              Furtwangen im Schwarzwald, 09.07.2009 
Sachgebiet 60.2             
 

Anregungen und Bedenken  zum Bebauungsplan 
Schützenbach-Ost 2. Erweiterung 

 
 
lfd.Nr. 
 

 
Anregungen und Bedenken 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlußvorschlag 

 
1. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um hochtechnisierte Betriebe auf 
der Fläche ansiedeln zu können, 
sollte mit der Kabel BW 
koordiniert werden, die Flächen 
des Plangebietes an das bereits 
auf dem Grundstück liegende 
Kabelnetz im Zuge der 
Realisierung der weiteren 
Erschließungsmaßnahmen 
anzubinden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der 
Durchführung von 
Erschließungsmaßnahmen 
sollten die gesamten 
Gewerbeflächen an das 
Breitbandnetz der Kabel 
BW angeschlossen 
werden. 
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2. 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gemeinderat hat bereits 
beim Aufstellungsbeschluss 
festgelegt, bei Änderung der 
Fortschreibung des FNP 2010 
die Aufnahme dieser Fläche zu 
beantragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche ist in der 
Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes 
aufzunehmen. 
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Im Bebauungsplanverfahren 
wurde auch der Regionalverband 
und das Landratsamt als untere 
Naturschutzbehörde, als auch 
das Baurechts- und 
Naturschutzamt, das Amt für 
Wasser- und Bodenschutz, die 
Geschäftsstelle des 
Landesnaturschutzverbandes 
und der Kreisbeauftragte für 
Naturschutz beteiligt.  
 
Nach der Biotopkartierung des 
Landratsamtes sind Biotop-
flächen in diesem Bereich nicht 
berührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Bebauungsplanver-
fahren wird auch in Bezug 
auf die Stellungnahme des 
Baurechtsamtes als 
herkömmliches Verfahren 
mit der Offenlage weiter-
geführt und die Fläche mit 
in die Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes 
aufgenommen. 
 
 
Die Stellungnahmen 
werden zur Kenntnis 
genommen. Das 
Regierungspräsidium, der 
Regionalverband und die 
weiterhin berührten 
Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 
sind im weiteren Verfahren 
zu beteiligen. 
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3. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den Planbereich wird ein 
Grünordnungsplan mit detaillier-
ter Ist-Aufnahme der örtlichen 
Situation erstellt. Diese 
Grundlagenermittlung ergab 
jedoch keine nicht ausgleich-
baren Eingriffe. Die 
Naturschutzbehörden, der 
Regionalverband und das 
Regierungspräsidium werden 
unter zur Verfügungstellung des 
Grünordnungsplanes und der 
Ausgleichsregelung am weiteren 
Verfahren beteiligt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die detaillierte Bestands-
aufnahme ergab keine 
nicht auszugleichenden 
Eingriffe durch die 
Erschließung. Die für den 
Naturschutz zuständigen 
Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 
sind entsprechend der 
Vorgaben des Baugesetz-
buches im weiteren 
Verfahren zu beteiligen. 
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4.  

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zumindest in den vergangenen 
Jahren liegt die bauliche Aktivität 
und somit die Versiegelung von 
Flächen weit hinter den 
Erwartungen zurück. Die 
Beaufschlagung öffentlicher 
Gewässer wurde höchstenfalls 
minimal erhöht und stellt keine 
verstärkte Hochwassergefahr für 
die Stadt Vöhrenbach dar.  
 
Außerdem weist die Bilanz der 
Abwasserabgabe für das 
Einleiten von Niederschlags-
wasser derzeit noch einen 
Ausbaugrad von 102,5 % 
gegenüber dem Soll-Becken-
Volumen im Zieljahr 2010 aus.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur 
Kenntnis genommen, die 
Stadt Vöhrenbach ist im 
Bebauungsplanverfahren 
weiter zu beteiligen.  
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5. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die EGT Energie GmbH wird im 
weiteren Verlauf der Ver- und 
Entsorgung des Gebietes in 
Bezug auf eine ausreichende 
Energie-versorgung beteiligt. 
Hierbei sind die Kabeltrassen mit 
den Ver- und Entsorgungs-
leitungen der Stadt und der Kabel 
BW zu koordinieren. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ver- und Entsorgung 
des Gebietes ist einver-
nehmlich mit der EGT 
Energie GmbH zu 
koordinieren. 
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6. 

  
 
 
 
Die Anwesen der beiden 
Eigentümerinnen liegen 
unterhalb der Vorderschützen-
bach-Straße, die nach Verlegung 
von Ver- und Entsorgungslei-
tungen eine bergseitige 
Wasserführung und eine neue 
Eindeckung erhalten soll. 
 
Die beiden Wohngebäude liegen 
im Bereich des Bebauungsplanes 
„Schützenbach-Ost mit einer 
ausgewiesenen allgemeinen 
Wohnnutzung — WA -. Durch eine 
zweireihige Bebauung entlang 
der historischen aber 
verkehrsmäßig wenig frequen-
tierten Vorderschützenbach-
straße dürfte sich jedoch keine 
unzumutbare Beeinträchtigung 
des Wohnwertes bzw. der 
Wohnqualität ergeben und sich 
kein „erheblicher Wertverlust“ 
entwickeln. 
 
 
Die Pedantinnen weisen auch auf 
bauliche Möglichkeiten im 
Bereich des Gewerbegebietes 
Schützenbach-Ost hin, deren 
Eigentum jedoch in privater Hand 
liegt und am Immobilienmarkt 

 
 
 
 
Die Stellungnahmen der 
beiden 
Grundstückseigentümerinn
en von unterliegenden 
Wohnhäusern sind 
planungsrechtlich nicht so 
zu gewichten, dass eine 
bauliche Nutzung an der 
relativ geringfügig 
frequentierten 
Gemeindeverbindungsstraß
e nicht zugemutet werden 
könne. Der angestrebte 
Ausbaustandard für die 
Straße mit Wasserführung 
und teilweiser Aufweitung 
wird sogar eine Verbes-
serung der Verkehrs-
situation für die beiden 
Anwesen erbringen. Auch 
sind durch die zu 
erwartenden Belästigungen 
keine unzumutbaren 
Veränderungen zu 
befürchten 
 
 
Die beiden Grundstücks-
eigentümerinnen sind im 
weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 
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nicht erhältlich sind.  
 
Die Gemeindeverbindungsstraße 
wird angesichts der bekannten 
Anzahl von Fahrzeugen 
zuzüglich einer höchstenfalls 
geringfügigen Erhöhung der 
Frequentierung leistungsfähig 
genug sein, den auch nach einer 
Vollbelegung der Planungsfläche 
möglichen Verkehrsabwicklungen 
gerecht zu werden. 
 
 
 
 
 
Es ist vorgesehen, nach 
Verlegung der Ver- und 
Entsorgungsleitungen bergseits 
eine Wasserführung anzulegen 
und die gesamte Straße nach 
Durchführung der 
Baumaßnahmen neu 
einzudecken. Der 
Stadtverwaltung ist bewusst, 
dass die Ansiedlung von 
Betrieben an der 
Vorderschützenbachstraße nur 
im Rahmen begrenzter 
Belastungen zugelassen werden 
können.  
 
Durch die zeitlich begrenzte 
Durchführung von Bauarbeiten 
im Tiefbau als auch bei den 

 
 
 
Die Art der baulichen 
Nutzung soll als 
Mischgebiet im Sinne von § 
6 der BauNVO 
ausgewiesen werden. Die 
Zufahrtsstraße 
Vorderschützenbach wird 
nach Einbringen der Ver- 
und Entsor-gungsleitung 
sowie der Fahrbahnbe-
grenzung mit 
Wasserführung eine neue 
Decke erhalten. 
 
Durch eine bauliche 
Nutzung auf den 
Plangrundstücken ist keine 
unzumutbare 
Beeinträchtigung der 
Unterlieger-Gebäude zu 
erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gemeinderat geht 
davon aus, dass die 
Vorderschützenbach-
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Hochbaumaßnahmen sind 
Beeinträchtigungen jedoch nicht 
über Gebühr zu erwarten und im 
üblichen Rahmen auch für 
Anwohner in diesem Bereich 
zumutbar. Gefürchtete Schäden 
an Haus und Grundstück können 
planungsrechtlich nicht geregelt 
werden und müssten 
gegebenenfalls im Rahmen von 
privaten Haftungsangelegen-
heiten abgewickelt werden. 
 
 
Die entsprechende Anzahl von 
Stellplätzen wird im Rahmen von 
Einzelbauanträgen gemäß § 37 
LBO definitiv festgelegt. Der 
Stellplatznachweis muss in 
diesem Bereich komplett auf den 
einzelnen Baugrundstücken 
erfolgen. 
 
Der Bebauungsplan wird entlang 
der Gemeindeverbindungsstraße 
eine Baugrenze mit einem 
Abstand zur Straße ausweisen 
und die Stadt kann im Rahmen 
der schuldrechtlichen Rege-
lungen ein Schneeablagerungs-
recht entlang der Straße in 
Kaufverträge aufnehmen.  
 
Baufirmen und spätere Betriebe 
müssen generell bedacht sein, 
Rettungswege aufrecht zu 

Straße auch nach der 
Bebauung der Fläche im 
vorderen Bereich leistungs-
fähig genug sein wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellplatznachweis ist im 
Rahmen der Einzelbauan-
träge zu berechnen und die 
Stellplätze zu schaffen. 
 
 
 
 
 
Die Stadt wird in die 
notariellen Kaufverträge 
Schneeablagerungsrechte 
analog der Regelungen in 
anderen Baugebieten 
aufnehmen. 
 
 
 
 
Die Sicherstellung der 
Rettungswege muss im 
Rahmen der Tiefbau- als 
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erhalten. 
 
 
 
Durch die Bebauung oberhalb 
der Vorderschützenbachstraße 
ergeben sich keine beitrags-
rechtlichen Konsequenzen für die 
beiden Unterliegergrundstücke.  
 
Darüber hinaus handelt es sich 
bei dem Weg Vorderschützen-
bach um eine historische Straße, 
so dass durch eine Aufwertung 
keine Umbaukosten umgelegt 
werden dürfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

auch der Hochbau-
Maßnahmen gewahrt 
bleiben. 
 
Die Bebauung der beiden 
Nachbargrundstücke ist an 
einer historischen 
Gemeindeverbindungs-
straße. Im Bezug auf die 
Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen 
ändert sich für die beiden 
bestehenden Wohn-häuser 
nichts. 
 
 
 
 



          11 

 
lfd.Nr. 
 

 
Anregungen und Bedenken 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlußvorschlag 

 
 
 
 

 
7. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bildung des kleinen 
Erweiterungsgebietes kann nur 
erfolgen, wenn sämtliche Ver- 
und Entsorgungseinrichtungen 
entsprechend den anerkannten 
Regeln der Technik geschaffen 
werden können. Dies kann durch 
die Stadt durch die Verfügbarkeit 
von Kanalleitungen, der 
Trinkwasseranschlussmöglichkeit 
und einen besseren Ausbau der 
Gemeindeverbin-dungsstraße 
erfolgen. Auch Einrichtungen der 
EGT Energie GmbH und der 
Kabel BW sind technisch 
problemlos zu lösen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan kann 
mit der Offenlage 
weitergeführt werden, wenn 
zeitgleich die Ver- und 
Entsorgung sach- und 
fachgerecht geregelt und 
die Finanzierbarkeit über 
einen städtebaulichen 
Vertrag und notarielle 
Regelungen gewährleistet 
werden können. 
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8. 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fortführung des Verfahrens 
ist mit dem Baurechtsamt 
eingehend besprochen. Auf-
nahme in den Flächennutzung-
splan muss innerhalb der 
Vereinbarten Verwaltungsge-
meinschaft Furtwangen-
Gütenbach erfolgen. 
 
 
 
 
 
Der Entwurf des 
Bebauungsplanes sieht derzeit 
die Ausweisung einer GE-Fläche 
vor. Der Plan soll nach dem 
Entwurf in der Offenlage mit 
einer MI-Nutzung fortgeführt 
werden.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Bebauungsplan-
verfahren wird mit der 
Offenlegung im herkömm-
lichen Verfahren fortgeführt 
und die Fläche in die 
Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes der 
Vereinbarten Verwaltungs-
gemeinschaft Furtwangen-
Gütenbach aufgenommen. 
 
 
 
Vorab soll das Verfahren 
mit der vorgesehenen 
Nutzung MI fortgeführt 
werden, über die endgültige 
Nutzung entsprechend der 
Baunutzungsverordnung 
wird im Rahmen der 
Abwägung und des 
Satzungsbeschlusses ab-
schließend entschieden. 
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. 
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Zur Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes wird 
von einem beauftragten 
Fachbüro eine Grünordnungs-
planung mit Ausgleichsbilanz 
erstellt und mit der zuständigen 
Unteren Naturschutzbehörde 
besprochen. 
 
Zusätzlich sieht der Entwurf des 
Bebauungsplanes entsprechende 
Grünordnungsmaßnahmen vor. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Untere Naturschutz-
behörde ist im Rahmen der 
Auslegung des Bebauungs-
planentwurfes mit Grünord-
nungsplan und in weiteren 
naturschutzrechtlichen 
Grundlagen zu beteiligen. 
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10. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Planungsinhalt wurde von 
der Verwaltung mit dem 
bisherigen Pächter der Nutz-
fläche einvernehmlich bespro-
chen. Die Pachtfläche wird um 
die Bauflächen vermindert, das 
Restgelände steht vorläufig 
weiterhin als Günlandfläche für 
den Nebenerwerbsbetrieb zur 
Verfügung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme des 
Landwirtschaftsamtes und 
der Verwaltung wird zur 
Kenntnis genommen. 

 


